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Eine echte Alternative für die Landwirtschaft

Am 6. und 7. Oktober 2024 trafen sich
die agrarpolitischen Sprecher der AfD-
Bundestags- und Landtagsfraktionen,
um über die Zukunft der deutschen
Landwirtschaft zu diskutieren. Gemein‐
sam wurde ein Zehn-Punkte-Pro‐
gramm beschlossen.

Es bestand große Einigkeit, dass die
derzeitige EU-Agrarpolitik von Überre‐
gulierungen und Bürokratie geprägt ist.
Da die Mitgliedstaaten die jeweiligen
Vorgaben und Auflagen sehr unter‐
schiedlich auslegen, kann von einer ge‐
meinsamen Agrarpolitik eigentlich kei‐
ne Rede sein. Den deutschen Betrieben
entstehen durch die Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP) in erster Linie große
Wettbewerbsnachteile. Daher ist eine
Renationalisierung der Agrarpolitik nur
folgerichtig. Wir beabsichtigen, den
landwirtschaftlichen Betrieben wieder
mehr unternehmerische Eigenverant‐
wortung zurückgeben und die Bauern‐
familien mit wettbewerbsfähigen Rah‐
menbedingungen wieder in die Lage
zu versetzen, von ihrer eigenen Hände
Arbeit leben zu können. Dazu gehören
für uns vor allem ein umfangreicher Bü‐
rokratieabbau, die Sicherstellung be‐
zahlbarer Energie, spürbare steuerliche
Entlastungen, die Stärkung der Markt‐
position der Landwirte, die Förderung
der regionalen Direktvermarktung, die
Ausnahme vom Mindestlohn für aus‐
ländische Erntehelfer, die Einführung

gleicher Standards für Nahrungsmittel‐
importe sowie eine verbindliche Her‐
kunftskennzeichnung. Zwar müssen
die Nahrungsmittelproduktion und die
Ernährungssicherheit weiterhin im Mit‐
telpunkt der deutschen Agrarpolitik
stehen, doch ist es zielführend, dass be‐
stimmte Natur- und Umweltschutz‐
maßnahmen staatlich gefördert wer‐
den. Dabei setzen wir auf freiwillige Ko‐
operation und Anreize statt auf die bis‐
herige Verbotspolitik. Außerdem be‐
kennen wir uns zur Tierhaltung in
Deutschland, die mit die höchsten Hal‐
tungsstandards der Welt hat. Die Ab‐
schaffung der heimischen Nutztierhal‐
tung, die von der derzeitigen links-grü‐
nen Politik vorangetrieben wird, ist mit
uns nicht zumachen. Eswäre ein Bären‐
dienst amTierschutz, wennwir dieTiere
künftig fast ausschließlich aus dem
Ausland importieren müssten, wo
deutlich niedrigere Standards gelten.

Aufbauend auf diese Forderungen fand
am 8. und 9.November 2024 das erste
Agrarsymposium der AfD-Bundestags‐
fraktion statt. Unter dem Motto „Eine
echte Alternative für die Landwirt‐
schaft“ fanden sich mehr als hundert
interessierte Gäste aus dem In- und
Ausland zusammen, um intensiv über
die drängendsten Herausforderungen
in der deutschen Landwirtschaft zu de‐
battieren.
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Selbstversorgungsgrad mit Lebensmitteln in
Deutschland
Noch vor der Versorgung mit ausrei‐
chenden Mengen an preiswerter Ener‐
gie steht die Versorgung mit genug
Nahrungsmitteln, um die Bevölkerung
zu ernähren. Im Zeitalter preiswerter
Importe ist dieser Grundsatz leider in
den Hintergrund getreten, aber jüngste
Äußerungen der Minister und Appelle
einiger Verbände aus dem landwirt‐
schaftlichen Sektor geben Anlass zur
Sorge.

Bekanntlich will die ökosozialistische
Regierung neben Energie, Verkehr und
Heizen auch in der Landwirtschaft die
Wende. Begründet mit angeblich not‐
wendigen CO2 Reduktionen soll der
Sektor umgebaut, transformiert wer‐
den. Im Bereich der Tierhaltung sollen
die Bestände merklich ausgedünnt
werden, die Landwirte sollen also we‐
sentlich weniger Tiere halten dürfen.
Die Folge wird ein massiver Rückgang
der Produktion sein. Auch beim Land‐
anbau soll der Ertrag aus der Fläche ge‐
senkt und die Gesamtanbaufläche
selbst ebenfalls reduziert werden. Dies
geschieht durch die dann vorgeschrie‐
benen ökologischen Anbaumethoden,
die Zwangsstillegung von Flächen so‐
wie die Renaturierung und Wiederver‐
nässung von landwirtschaftlicher An‐
baufläche. Auch der Anbau von Ener‐
giepflanzen für die Bioenergie statt für
den Lebensmittelmarkt trägt seinen

Anteil an der Zerschlagung unserer Ver‐
sorgungssicherheit bei. Als Folge wer‐
den starke Produktionsrückgänge ein‐
treten.

All diese Entwicklungen werden von
den zuständigen Ministern als nachhal‐
tig bezeichnet. Dabei werden Sie im Er‐
gebnis zu reduzierter Produktion, ver‐
stärktem Import, Verteuerung von Le‐
bensmitteln im In- und Ausland sowie
zur weiteren Verknappung von Nah‐
rung auf den bereits angespannten
Weltmärkten mit einer Ausweitung des
globalen Hungers führen.

Dies wurde bei meinem Arbeitsbesuch
in Rom von internationalen Organisati‐
onen (IFAD, WFP, FAO) angemerkt. Die‐
se wollen, eben aus Gründen der Nach‐
haltigkeit eine erhöhte Nahrungsmit‐
telproduktion in allen Ländern, um
eben auch den Druck auf die Versor‐
gungsysteme in den ärmsten Nationen
zu verhindern. Die deutsche Transfor‐
mation ist also nicht nur teuer, wirt‐
schafts- und industriefeindlich, sie ver‐
teuert global Lebensmittel und führt zu
mehr Hunger in der Welt. Die Misswirt‐
schaft der grünen Ökosozialisten be‐
droht also nicht nur Deutschland, son‐
dern ist auch die Weltbevölkerung mit
einer Ideologie der dringend, durch
eine starke Opposition in Form der AfD
Einhalt geboten werden muss.
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CDU/CSU schadet Verteidigungsindustrie in
Deutschland
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Eine starke nationale Verteidigungs‐
industrie ist elementarer Bestandteil
staatlicher Souveränität und territori‐
aler Unverletzlichkeit. Aufgabe eines
Staates ist, seine Bürger und die kriti‐
sche Infrastruktur durch verteidi‐
gungsbereite Streitkräfte zu schützen.

Das haben alle anderen Staaten ver‐
standen und unterstützen die eigene,
wehrtechnische Industrie nach Kräften.

Nach Jahren der Vernachlässigung un‐
ter Verteidigungsministern der Union
hat die CDU/CSU mittlerweile auch er‐
kannt, dass eine leistungsfähige Rüs‐
tungsindustrie mit ausreichender Pla‐
nungssicherheit und verlässlicher Ex‐
portpolitik für Freiheit und Wohlstand
inDeutschland unverzichtbar ist. Mit ei‐
nem Antrag zur Stärkung der nationa‐
len Verteidigungsindustrie wollte die
CDU/CSU-Fraktion im Bundestag des‐
halb kürzlich aus dem Schatten ihrer
Ex-Kanzlerin Angela Merkel heraustre‐
ten. Und dass, obwohl sie seit Jahren -
auch unter Fraktionschef FriedrichMerz
- allen unseren AfD-Anträgen auf För‐
derung und Erhalt einer leistungsfähi‐
gen, wehrtechnischen Industrie in
Deutschland und einer Sicherung von
Wertschöpfungsanteilen für nationale
Unternehmen bei Rüstungsaufträgen
im Ausland die Zustimmung verwei‐
gert.

Nun könnte man sagen „Besser späte
Einsicht, als nie.“ Wer nun aber glaubt,
einen Politikwechsel in Deutschland
durch ein Kreuz für die angeblich „ge‐
läuterte“ CDU/CSU herbeiführen und
dadurch die Verteidigungsmisere be‐
enden zu können, wird sicher schnell
eines Besseren belehrt werden. Denn
schon jetzt zeigt die Union, dass sie lie‐
ber ein „Weiter so“ an der Seite von
Links-Grün in Kauf nimmt, als das zu
tun, was dringend notwendig wäre:
nämlich keine Zeit zu verlieren und so‐
fort zusammen mit der AfD vernünfti‐
ge, mehrheitsfähige Politik zu machen.

Aus Angst, die AfD könnte zustimmen,
hat die CDU/CSU-Fraktion dann doch
schnell ihren eigenen Antrag wieder
von der Tagesordnung genommen.

Damit trägt die Union wissentlich und
zum Schaden für die Sicherheit unseres
Landes dazu bei, dass die deutsche
wehrtechnische Schlüsselindustrie im
Kampf gegen Bürokratie, Intransparenz
bei Exportgenehmigungen und fehlen‐
de Planungssicherheit auch nach dem
Aus der Ampel weiter wichtige Zeit im
internationalen Wettbewerb und beim
Anschluss an Technologieentwicklun‐
gen in den USA, in Asien und in Israel
verliert.
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(Straf)Recht von links macht alles nur schlimmer

In Umfragen taucht es je nach Frage‐
stellung immer wieder auf: Neben der
Massenzuwanderung beunruhigt die
Bürger vor allem eines: Die eigene Si‐
cherheit, bzw. deren Abrutschen nach
unten. Ein guter Indikator, dass dort ins
Schwarze getroffen wird, ist auch, mit
welcher Vehemenz links-grüne Akteure
die Sicherheitslage beschönigen und
leugnen.

Nachdem der Präsident des Bundeskri‐
minalamts Münch sich nun geläutert
gibt und die Lage endlich als deutsch‐
landweit angespannt bezeichnet,
kommt etwas Hoffnung auf. Abschie‐
bungen nach Syrien werden nun sogar
befürwortet, nachdem im eigenen Be‐
richt 25 Sexualstraftaten durch Flücht‐
linge pro Tag ans Licht kamen. Die Uni‐
on wird im Wahlkampf wieder das
Blaue vom Himmel versprechen, aber
Messerverbote an bayerischen Bahn‐
höfen zum Beispiel sind genauso pein‐
lich wie das rasierte Sicherheits-Paket
von Nancy Faeser. Immer wieder habe
ich betont, dass das deutsche Straf‐
recht in der Praxis derart schwach ge‐
worden ist, dass „hartgesottene“ Zeit‐
genossen aus gescheiterten Ländern
bei uns keinerlei Respekt mehr davor
haben. Während Habeck und Baerbock
ganze Landeskriminalämter in Marsch
setzen, wenn sie (mäßig) im Internet
beleidigt werden, ist Abschreckung
und Fahndungsdruck bei Raub, Körper‐

verletzung und Sexualdelikten kaum
vorhanden. Bei Tötungsdelikten auch
auf dem absteigenden Ast. Die Union
versucht schon lange z.B. die Vorratsda‐
tenspeicherung (Internet, Telefon) ge‐
gen die Ampel durchzudrücken. Sie hat
eine Version davon sogar in einem Ge‐
setz zur Vererbung von Bauernhöfen zu
verstecken versucht(!). Wichtig ist dies
deshalb, weil auch die AfD sich fragen
muss: Will man die Freiheit des Einzel‐
nen höher ansetzen als Fahndungs‐
druck auf (oft migrantische) Täter? Ist es
in Ordnung, dass selbst Komaprügler
erst nach einem halben Jahr öffentlich
mit Kameramaterial gesucht werden,
weil man erst vorher alles andere versu‐
chen muss (Datenschutz, Persönlich‐
keitsrecht)?Wir müssen weg von einem
System, das seine Kritiker härter ver‐
folgt und bestraft als Gewalttäter. Lin‐
kes Denken kreist bekanntlich viel zu
sehr um den Schutz eigener Gedanken‐
welten. Das Antidot dagegen ist aber
nicht automatisch liberaler Natur. Wir
müssen uns endlich auf den Schutz der
eignen Leute besinnen. Kompromisse
sind nicht immer möglich.
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Symposium der AfD-Bundestagsfraktion zur
Zukunft der deutschen Landwirtschaft
Am 8. und 9. November 2024 haben
sich 100 Gäste aus dem In- und Ausland
zum Landwirtschaftssymposium im
Bundestag in Berlin eingefunden, um
gemeinsam über die Zukunft der deut‐
schen Landwirtschaft zu debattieren.
Ich nutzte die Gelegenheit die Veran‐
staltung zu moderieren.
Die AfD-Fraktionsvorsitzende Alice
Weidel hatte das Symposium offiziell
per Videobotschaft eröffnet.
Es war ihr ein Anliegen, da auch heimi‐
sche Obstbauern aus dem Bodensee‐
kreis mit dabei waren.

Wir haben versucht die Bauernproteste
gemeinsam aufzuarbeiten, schließlich
waren im SymposiumBauern dabei, die
mehr als vier Tagemit demTraktor nach
Berlin unterwegs waren. Alternative
Möglichkeiten zur Ernährungssicher‐
heit wurden in Impulsvorträgen debat‐
tiert. Souverän ist ein Land nur, wenn es
seine Bürger zu jeder Zeit ausreichend
mit guten Lebensmitteln versorgen
kann. Unsere Ernährungssicherheit ist
längst in Gefahr. Hitzige Diskussionen
gab es auch zwischen den Vertretern
des Deutschen Bauernverbandes und
weiteren alternativen, landwirtschaftli‐
chen Verbänden.
Auch die Renationalisierung mit weit‐
reichenden Deregulierungen der
Agrarförderung wurde auf die Tages‐
ordnung gebracht und scharf disku‐

tiert. Festgefahrene Preis- und Quali‐
tätsstandards von Lebensmitteln wur‐
den besonders von den Obstbauern an
den Pranger gestellt.

Gemeinsame Lösungen für unsere Bau‐
ern nach den Neuwahlen zu finden, das
war unser primäres Ziel. In einem Zehn-
Punkte-Plan haben wir Lösungsansätze
formuliert, Änderungen die nach ei‐
nem Regierungswechsel dringend um‐
gesetzt werden sollten.

Mit diesem ersten Agrarsymposium
setzen wir ein starkes Zeichen für die
Zukunft unserer deutschen Bauern.

http://www.facebook.com/peterfelserafd
http://www.facebook.com/peterfelserafd
mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
https://instagram.com/peter_felser
https://www.tiktok.com/@peterfelser_mdb
mailto:peter.felser@bundestag.de


@GerritHuywww.gerrithuy.de

Gerrit Huy, MdB

November 2024 | -7-

Wahlkreis226:Weilheim
Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag

•Obfrau im Ausschuss für Arbeit und Soziales

•OrdentlichesMitglied imAusschuss fürArbeitundSoziales

•ArbeitsmarktpolitischeSprecherin

•Stellv.Mitglied imFinanzausschuss

gerrit.huy@bundestag.de

@GerritHuy

/gerrithuy.afd

www.gerrithuy.de

@gerrithuy.afd

t.me/gerrithuy

YouTube

@gerrithuy

Die Angst der CDU vor einer Mehrheit

Das Streben nach einer parlamentari‐
schen Mehrheit ist ein wesentliches
Merkmal einer Demokratie und einer
demokratischen Partei. Vor diesemHin‐
tergrund scheint es absurd, wenn eine
Partei Angst davor hat, eine Mehrheit
zu bekommen. Vielleicht, weil sie ihre
Anträge und Gesetzesvorhaben gar
nicht ernsthaft umsetzen will. Ganz si‐
cher aber, weil sie Angst vor fallenden
Brandmauern hat. Könnten ja den
ängstlichen Parteivorsitzenden erschla‐
gen

Genau das ist jetzt bei der CDU zu beo‐
bachten. Und noch erstaunlicher ist,
dass der Fraktionsvorsitzende Merz das
auch klar so sagt: „Ich möchte, dass wir
jetzt nur noch die Dinge auf die Tages‐
ordnung setzen, die wir vorher im Kon‐
sens zwischen Opposition und restli‐
cher Regierung vereinbart haben – um
uns alle, die Regierung und uns, davor
zu bewahren, dass wir plötzlich Zufalls‐
mehrheiten im Saal mit der AfD oder
mit den Linken haben. Ich will das
nicht.“

Die durch den Zerfall der Ampelregie‐
rung möglich gewordene bürgerliche
Mehrheit ist also nicht gewollt – egal,
was die deutschen Wähler wollen.
Friedrich Merz will es halt nicht. So ver‐
spielt er leichtfertig die Chance, die
Asyl-Migration durch Rückweisungen
an der Grenze zu stoppen, die Steuern

für Bürger undUnternehmen schnell zu
senken, Heizungsgesetz und Lieferket‐
tengesetz abzuschaffen. Und vor allem:
die Energiepreise zu senken und die
Wirtschaft schnellstmöglich anzukur‐
beln. Ist er erst einmal Kanzler, wird er
vieles davon nicht mehr können. Denn
dann werden SPD oder Grüne wieder
mitregieren.

Angekündigt hat Merz bereits, dass er
die Atomkraftwerke nicht wieder an‐
fahren will. Stattdessen sollen Wind-
und Solarkraft weiter ausgebaut wer‐
den. Er ist halt ein wahrer Ersatz-Scholz,
der keinen echten Politik-Wechsel will.
Stattdessen will er Kanzler Scholz in der
Ukraine-Unterstützung sogar noch
übertreffen: es wird also noch einmal
teurer für die deutschen Bürger. Und
gefährlicher! Merz will Putin ein Ultima‐
tum stellen: Dieser soll aufhören die Zi‐
vilbevölkerung zu bombardieren, sonst
werden die Reichweitenbegrenzungen
der geliefertenWaffen aufgehoben und
Taurus-Systeme geliefert.

Wir sind sicher: Politik, die die Interes‐
sen der Bürger in denMittelpunkt stellt,
wird es nur mit einer AfD-Regierung
geben.
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Angeordneter Stillstand im Parlamentarischen
Betrieb
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Anfang November wurde ich in der
Fraktionssitzung als stellv. Mitglied in
den Ausschuss Verkehr nachgewählt.
Somit belege ich nun als Hauptmitglied
den Ausschuss Petitionen und als stell‐
vertretendes Mitglied die Ausschüsse
Digitales und Verkehr.

Aufgrund von Bearbeitungsstau und
der kommenden Sitzungsausfälle we‐
gen Neuwahlen im Jahr 2025 sollten in
einer Sondersitzung des Ausschuss Pe‐
titionen Mitte November zusätzlich zu
den üblichen 30 Petitionen in einer
Sondersitzung weitere 60 Petitionen
behandelt werden. Wie Sie alle wissen,
kam alles anders. In der normalen Sit‐
zung am Mittwoch wollte die Union
nach Gutsherren-Manier alle Petitionen
streichen. Es war einer kleinen„Aserbai‐
dschan-Koalition“ aus „Blau“, „Rot“ und
„Grün“ zu verdanken, dass sie nur ver‐
schoben und nicht aufgehoben wur‐
den. Auf weitere Details zu den Folgen
des Ampel-Aus will ich hier nicht einge‐
hen, sie sind jetzt weithin bekannt.

Eine aktuell vorgelegte Petition will ich
hier trotz allem erwähnen. Bei der aktu‐
ellen Gesetzesvorlage „zur Beschleuni‐
gung des Ausbaus von Telekommuni‐
kationsnetzen“ wird gefordert, Schutz‐
zonen, z.B. in den Städten und in Natur‐
schutzgebieten zu berücksichtigen, die
frei sind von jeglichen Elektromagneti‐

schen Frequenzen zum Schutz von
Menschen mit Elektrohypersensibilität.
Der Gesetzesentwurf war Ende Sep‐
tember in erster Lesung im Plenumund
sollte nach Beratung in den Ausschüs‐
sen in den kommendenWochen verab‐
schiedet werden (???). Viele Studien be‐
stätigen allerdings einen Einfluss von
kurzwelliger Strahlung auf die Gesund‐
heit von Mensch und Tier, so die Peten‐
tin. Die Einrichtung solcher Schutzzo‐
nen hätte m.E. den Charme, dass es
auch in Zukunft immer Schlupflöcher
gäbe gegen lückenloses Tracking. Im‐
merhin wollen wir keinen Orwellschen
Überwachungsstaat. Die digitale ID für
alle ist auf demWeg, wir fordern deren
Freiwilligkeit! Die digitale Patientenak‐
te ist für 2025 geplant – widersprechen
Sie dieser noch vor Jahresende! Der Di‐
gitale Euro soll auf Dauer das Bargeld
als gesetzliches Zahlungsmittel erset‐
zen und kann in Verbindung mit der di‐
gitalen ID für „Social Scoring“ und Ent‐
eignung eingesetzt werden. Testpha‐
sen für CBDC werden in 2025 laufen –
wir wollen keinen zentralen Digitaleu‐
ro!

Ihre Meinung zum Thema Digitalisie‐
rung und flächendeckenden Netzaus‐
bau würde mich interessieren! Schrei‐
ben Sie mir gerne: manfred.schiller‐
@bundestag.de
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